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Arbeitsausschuss der ~nitiativen gegen Berufsverbote und für die Verteidigung demokratischer Rechte 

50. Jahrestag des "Radikalenerlasses11 steht bevor 
Trotz Pandemie und damit unter 
erschwerten Bedingungen trafen 
sich Mitte Oktober Vertreter* innen 
zahlreicher Initiativen zur Aufar­
beitung der Berufsverbote aus der 
ganzen Bundesrepublik im Freizeit­
heim Linden in Hannover. Gemein­
sam mit seit den 1970er Jahren von 
Berufsverbot Betroffenen bereiten 
Gewerkschafter* innen und Aktive 
aus der Demokratiebewegung den 
fünfzigsten Jahrestag des sogenann­
ten Radikalenerlasses vor und for­
dern: "Endlich Aufarbeitung, Rehabi­
litierung und Entschädigung!" Dafür 
werben sie um breite Unterstützung 
aus der demokratischen Öffentlich­
keit der Bundesrepublik. 
Seit geraumer Zeit gibt es rassisti­
sche Übergriffe und Gewalttaten in 
Deutschland - und auch in Nieder­
sachsen. ln der Folge werden staatli­
che Überwachungsbefugnisse beun­
ruhigend ausgedehnt. Immer mehr 
alarmierende Erkenntnisse über fa­
schistische Gruppen bei Polizei, Mili­
tär und weiteren Sicherheitsorganen 
kommen ans Licht. Dagegen hilft aus 
Sicht des bundesweiten Ausschusses 
weder die bislang übliche Verharm­
losung noch ein neuer " Radikalener­
lass", der Antifaschisten mit Faschis­
ten gleichsetzen würde. 
Die Weichen würden falsch gestellt, 
wenn der sogenannte Verfassungs­
schutz hoheitlich entscheidet, wer als 
extremistisch zu gelten habe, sagte 
Matthias Wietzer für die Niedersäch­
sische Initiative gegen Berufsverbote. 

Der Gewerkschaftskollege Werner 
Siebier äußerte sich Wietzer zufolge 
dazu sehr treffend: " Das Grundgesetz 
ist antifaschistisch. Wir erinnern an 
die Fortgeltung der Entnazifizierungs­
vorschriften, die das Grundgesetz in 
Artikel139 normiert hat." 
Schon 1972 richtete sich der Radika­
lenerlass gegen " Links- und Rechts­
extremisten". Praktisch t raf er vor 
allem Linke: Mitglieder der DKP, von 
K-Gruppen, SPD-nahe Studierenden­
verbände, Mitglieder der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes (VVN­
BdA) und der Friedensbewegung. Die 
Berufsverbote riefen damals in vielen 
Ländern Europas Empörung hervor 
und lösten eine große Solidaritätsbe­
wegung aus. 
1987 wurden die Berufsverbote von 
der Internationalen Arbeitsorganisati­
on (ILO) und 1995 vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte ver­
urteilt. Auch in der Bundesrepublik 
selbst gewann die Protestbewegung 
in den 1970er und 1980er Jahren an 
Breite. Der öffentliche Druck trug we­
sentlich dazu bei, dass viele Betrof­
fene wieder eingestellt wurden. Die 
GEW unterstützte die Bemühungen. 
Doch noch immer leiden viele dieser 
Betroffenen, nach oftmals langjähri­
ger Arbeitslosigkeit, bis heute unter 
materiellen Nachteilen und gesund­
heitlichen Beeinträchtigungen. Sie 
müssen befürchten, dass die politisch 
Verantwortlichen ihnen jegliche Wie­
dergutmachung verweigern werden, 
bis auch die Letzten verstorben sind. 

Trotz Pandemie trafen sich in Hannover Vertreter*innen zahlreicher Initiativen zur Aufarbeitung der Berufs­
verbote, um den bevorstehenden fünfzigsten Jahrestag vorzubereiten. 

ln einigen Bundesländern wurden die 
Folgen des Radikalenerlasses aufgear­
beitet. Der Niedersächsische Landtag 
beschloss im Dezember 2016, dass 
politisch motivierte Berufsverbote, 
Bespitzelungen und Verdächtigungen 
nie wieder Instrumente des demokra­
tischen Rechtsstaates sein dürfen. 
Dennoch hat in Niedersachsen zu­
letzt der ehemalige Innenminister 
Uwe Schünemann (CDU) für Empö­
rung gesorgt. Der wegen. seiner res­
triktiven Innenpolitik bereits zweifach 
mit dem Negativpreis Big Brother 
Award ausgezeichnete "Sheriff von 
Holzminden" trat unlängst mit dem 
Ansinnen auf, künftig Lehrkräfte und 
Richter* innen vor jeder Neueinstel­
Jung durch "eine entsprechende Re­
gelabfrage beim Verfassungsschutz" 
zu durchleuchten. 
"Herr Schünemann ignoriert den ein­
deutigen Landtagsbeschluss zu den 
Berufsverboten und scheint unde­
mokratisches und verfassungswid­
riges Regierungshandeln aus dem 
letzten Jahrhundert wieder salonfä­
hig machen zu wollen", kommentiert 
Matthias Wietzer, der vor der später 
erfolgten Verbeamtung über zwölf 
Jahre seinen Lehrerberuf nicht aus­
üben durfte. 
Mit dem öffentlichen Aufruf soll den 
Forderungen der Betroffenen nun 
Nachdruck verliehen und um Un­
terstützung geworben werden. Es 
gilt, die ehemaligen Betroffenen zu 
rehabilitieren und angemessen zu 
entschädigen, die Auswirkungen des 
"Radikalenerlasses" auf die demo­
kratische Kultur wissenschaftlich zu 
untersuchen, die Rolle des Verfas­
sungsschutzes bei der Bespitzelung 
der Betroffenen aufzuarbeiten und 
Konsequenzen zu ziehen. Geplant 
werden für 2022, dem fünfzigsten 
Jahr des "Radikalenerlasses", bun­
desweit Aktionen, Ausstellungen so­
wie Film- und Kulturveranstaltungen, 
die über die Berufsverbote und ihre 
Auswirkungen informieren sowie die 
oben genannten Forderungen unter­
stützen. Viele der ehemaligen Betrof­
fenen, mittlerweile Zeitzeugen, sind 
übrigens bereit, über ihre Erfahrun­
gen und die Zeit der Berufsverbote zu 
sprechen. 
Nähere Informationen dazu gibt es 
unter www.berufsverbote.de. 


